
Der Finanzausschuss hatte am Mittwoch die Entwürfe 

der Gesetze zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 

72, 105 und 1025b GG), zur Reform des Grundsteuer- 

und Bewertungsrechts (Grundsteuer-Reformgesetz, 

GrSt RefG) sowie zur Änderung des Grundsteuergeset-

zes zur Mobilisierung von baureifen Grundstücken für 

die Bebauung abschließend beraten. Am heutigen Frei-

tag hat nun auch der Deutschen Bundestag diesen 

wichtigen Gesetzen grünes Licht gegeben. Für die 

Grundgesetzänderung war eine Zweidrittelmehrheit 

erforderlich. 

Die Kommunen haben jetzt Planungssicherheit zu ei-

ner ihrer bedeutendsten Einnahmequellen. Wichtig ist 

der Union, dass das neue Grundsteuerrecht möglichst 

einfach ist. Deshalb muss das Ziel sein, dass mittelfris-

tig so viele Daten wie möglich – wie zum Beispiel Bo-

denrichtwerte, Grundstücksgrößen und Baujahr – von 

der Finanzverwaltung automatisch zur Verfügung ge-

stellt werden. Dauerhaft ließe sich so eine vorausge-

füllte Steuererklärung realisieren. 

Die länderspezifische Öffnungsklausel ist wichtig, da-

mit regionale Verwerfungen wie z.B. in Stadtstaaten 

und Flächenländern, Ballungszentren und ländlichen 

Räumen verhindert werden können. Für Steuerpflichti-

ge in Ländern, die von der Öffnungsklausel Gebrauch 

machen, muss sichergestellt sein, dass es nicht zu 

Zweifacherklärungen – einmal zum Zwecke der 

Grundsteuer und einmal zur Berechnung des Länderfi-

nanzausgleichs – kommen darf. 

Außerdem konnten wir einen Abschlag für Denkmäler 

erreichen, damit der Denkmalschutz weiterhin im 

Grundsteuerrecht gewürdigt wird. 
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Bundestag beschließt Grundsteuerreform 

„Was lange währt, wird endlich gut.“  
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Ceres Award Finalist aus Bad Wurzach  

Jedes Jahr wird in Berlin der Landwirt des Jahres mit 

dem Ceres Award ausgezeichnet. Michael Müller aus 

Bad Wurzach gehörte zu den diesjährigen Finalisten im 

Bereich Energielandwirt. Am Tag nach der Preisverlei-

hung kam Familie Müller mit ihrer Mitarbeiterin Ann-

Kathrin Tiedemann (2.v.l.) zu Besuch in den Bundes-

tag. 

 

Der Ceres Award wird vom landwirtschaftlichen Medi-

endienst agrarheute vergeben und steht unter der 

Schirmherrschaft des Präsidenten des Deutschen Bau-

ernverbandes Joachim Rukwied. ■ Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 

Seite 2 

Bundestag stimmt am Freitag in Namentlichen Abstimmung über 
die Grundsteuerreform und Grundgesetzänderung ab 

http://www.facebook.com/josefriefmdb
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Um steigende Steuereinnahmen und damit verbunden 

höhere Mieten zu vermeiden, werden wir bis zur erst-

maligen Anwendung des neuen Grundsteuerrechts am 

1. Januar 2025 die Steuermesszahl anhand der dann 

tatsächlichen Berechnungen noch einmal evaluieren 

und gegebenenfalls anpassen. 

Über das Thema hinaus zeigt das Gesetzgebungsver-

fahren, dass unsere Demokratie funktioniert. Ein Dank 

gilt auch der FDP und den Grünen, die sehr sachorien-

tiert mitberaten und im Bundestag dem Vorhaben zuge-

stimmt haben. ■  

Fortsetzung von Seite 1 

Leipziger Aufruf: 30 Jahre Friedliche Revolution 

Am 14. Oktober hat sich die CDU/CSU-Bundestags-

fraktion in Leipzig zu einer außerordentlichen Sitzung 

getroffen, um die vielen Menschen zu ehren, die mit 

ihrer Freiheitsliebe und ihrem Mut, bei den Gebeten in 

Kirchen und mit ihren Montagsdemonstrationen im 

Herbst 1989 das Ende der SED-Diktatur in der DDR 

eingeläutet haben. Die friedliche Revolution, die auch 

und gerade von Leipzig ausging, war ohne einen Trop-

fen Blut erfolgreich. Sie ist eine Gnade und ein Glück 

in der Geschichte unseres Volkes. Sie ist Grund großer 

Freude für uns alle. 

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag sieht 

sich den mutigen Bürgerinnen und Bürgern von 1989 

verpflichtet. Die  Union stand immer für die Deutsche 

Einheit ein, heute arbeitet sie an der inneren Einheit. 

Dazu gehört eine fortgesetzte und intensive Aufarbei-

tung des SED-Unrechts und eine Unterstützung der 

Opfer. Zudem sprechen sich CDU und CSU für einen 

besseren Zugang zu den Archiven des Unrechts aus 

und wollen Licht ins Dunkel der Zwangsadoptionen in 

der DDR bringen. Dies hat die Fraktion in ihrem 

„Leipziger Aufruf“ bekräftigt. ■ 

Antisemitismus entschieden bekämpfen  

Nach dem Anschlag auf eine Synagoge in Halle, zwei 

Todesopfern und Verletzten, zeigt sich die CDU/CSU-

Fraktion im Deutschen Bundestag fassungslos. .   

 

Eine Tat dieses Ausmaßes sei in Deutschland bislang 

noch nicht vorgekommen, sagte Mathias Middelberg, 

innenpolitischer Sprecher der Fraktion. Er nannte dies 

eine „sehr bittere Feststellung“. Middelberg sieht vor 

allem Hasskriminalität im Netz als Ursache für die be-

drohliche Entwicklung: Sie sei der Nährboden, auf dem 

sich Extremismus und Gewaltbereitschaft entwickeln 

könnten. Gegenüber der Neuen Osnabrücker Zei-

tung forderte er dazu auf, Antisemitismus entschieden 

zu bekämpfen, egal aus welcher politischen Richtung 

er komme.   

 

Middelberg sagte im Deutschlandfunk, die Gefahr des 

Rechtsextremismus sei bislang unterschätzt worden. 

Gleichwohl beschäftigten sich die Innenpolitiker der 

Unionsfraktion seit längerem intensiv mit der neuen 

Bedrohung. So habe man mit dem Chef des Bundeskri-

minalamtes und dem Chef des Verfassungsschutzes 

erörtert, an welchen Stellen zusätzliches Personal ein-

gesetzt und neue Instrumente benötigt werden.   

 

In seiner Rede im Bundestag in dieser Woche kündigte 

Bundesinnenminister Horst Seehofer eine Reihe von 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Rechtsextremismus 

an, bei der sich die Koalition bereits einig sei. Er hoffe 

auf deren zügige Umsetzung. Bereits am nächsten Tag 

wolle er darüber mit den Bundesländern in Berlin spre-

chen.  

 

Nach der Betroffenheit, nach der Trauer und nach dem 

Leid, komme es nun darauf an, den Worten auch Taten 

folgen zu lassen. So seien die Sicherheitsbehörden sen-

sibel und aufmerksam bei der Bekämpfung antisemiti-

scher Straftaten, sie müssten aber massiv organisato-

risch und personell gestärkt werden. Beim Bundeskri-

minalamt wie auch beim Bundesverfassungsschutz 

brauche es die gleichen Einheiten wie beim Kampf 

gegen den islamistischen Terror.   

 

Zuletzt habe der Fall Walter Lübcke gezeigt: Deutsch-

land braucht eine Meldepflicht für Provider, damit 

Straftatbestände im Internet strafrechtlich verfolgt wer-

den könnten. In der Grundhaltung stimme er hier mit 

der Justizministerin überein. ■ 

Ralf Brinkhaus im Gespräch mit Bundeskanzlerin Angela Merkel 
anlässlich der Leipziger Sitzung der CDU/CSU Fraktion 


